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Abschrift 


An den Vorsitzenden 

des Vermittlungsausschusses des Deutschen Bundestages 
und des Bundesrates, 

Herrn Abgeordneten Kiesinger 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 145. Sit- 
zung am 22. Juli 1955 beschlossen hat, hinsichtlich des vom Deut- 
schen Bundestage am 8. Juli 1955 verabschiedeten 

Gesetzes zur Änderung des Gesetzes zur Änderung 
der Verordnung zum Schutze der Wirtschaft 
- Drucksachen 204, 1430 - 

zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Absatz 2 des Grundgesetzes mit dem Ziel der Aufhebung des Ge- 
setzesbeschlusses des Bundestages einberufen wird. 

Begründung 

Es bestehen erhebliche rechtspolitische Bedenken dagegen, den Ge- 
setzgebungsapparat wegen eines einzigen gerichtlichen Verfahrens 
innerhalb kurzer Zeit zweimal in Bewegung zu setzen. Dies gilt 
insbesondere dann, wenn Bedenken gegen die Richtigkeit des Urteils 
des Bundesgerichtshofs erhoben werden, so daß die Möglichkeit 
nicht ausgeschlossen ist, in einem weiteren Prozeß eine andere 
gerichtliche Entscheidung herbeizuführen. Erst wenn sich eine stän- 
dige Rechtsprechungspraxis herausgebildet hat, deren Ergebnis der 
Gesetzgeber nicht billigt, ist die Zeit zu einer Gesetzesänderung reif. 


gez. Altmcier 


Bonn, den 22. Juli 1955 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schreibern 
vom 8. Juli 1955 mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. 


Altmeicr 
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